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16.05.84 


Sachgebiet 312 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
(2. BZRÄndG) 


A. Problem 

Das Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ist in einigen Be- 
stimmungen nicht mehr neueren Regelungen anderer Gesetze 
angepaßt, an die es aber hinsichtlich seiner Tatbestände an- 
knüpft. Es bedarf also der Angleichung des BZRG an ander- 
weitig bereits vollzogene Gesetzesänderungen. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig bei einer Enthal- 
tung die Gesetzesänderungen mit dem folgenden wesentli- 
chen Inhalt: 

1. Anpassung des BZRG an die Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge und an die Neuordnung des Betäubungs- 
mittelrechts, 

2. Schaffung der erforderlichen Rechtsgrundlage für die Er- 
hebung der Strafverfolgungsstatistik über die Mitteilun- 
gen zum Bundeszentralregister, 

3. Änderung der Vorschriften über die Eintragung von Ent- 
mündigungen und von ausländischen Verurteilungen, 

4. Einführung einer Hinweispflicht bei möglicher Gesamt- 
strafenbildung, 

5. Vereinheitlichung der Vorschriften des Bundeszentralregi- 
stergesetzes über die Auskunftserteilung für waffen-, jagd- 
und sprengstoffrechtliche Zwecke, 
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6. Ergänzung der Vorschriften über die Auskunft und die 
Löschung von Eintragungen in das Gewerbezentralregi- 
ster, 

7. Ausdehnung der Vorschriften über die Exterritorialität, 

8. Aufhebung einiger überholter Vorschriften. 

C. Alternativen 

wurden im Ausschuß nicht erörtert 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/319 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1984 

Dr. Schwenk (Stade) Dr. GÖtz Klein (Dieburg) 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes (2. BZRÄndG) 
— Drucksache 10/319 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
(2. BZRÄndG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 

Das Bundeszentralregistergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Juli 1976 (BGBl. I 
S. 2005), zuletzt geändert durch Artikel 5 und 6 des 
Zwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
8. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1329), wird wie folgt 
geändert; 

1. § 3 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt; 


„5. nachträgliche Entscheidungen sowie Tat- 
sachen, die sich auf eine der in den Num- 
mern 1 bis 4 genannten Entscheidungen 
beziehen (§ 10 Abs. 2, §§ 14 bis 18 a).“ 

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Nummer 4 wird eingefügt; 

„5. der Tag der Rechtskraft,“. 

b) Die bisherigen Nummern 5 und 6 werden 
Nummern 6 und 7. 

3. § 8 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt; 

„Dabei ist das Ende der Bewährungszeit oder 

der Führungsaufsicht zu vermerken.“ 

4. § 11 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt; 

„4. ein Paß versagt, entzogen oder in seinem 
Geltungsbereich beschränkt oder angeord- 
net wird, daß ein Personalausweis nicht 
zum Verlassen des Gebiets des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes über eine Aus- 
landsgrenze berechtigt,”. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
(2. BZRÄndG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 

Das Bundeszentralregistergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Juli 1976 (BGBl. I 

S. 2005), zuletzt geändert durch Artikel 5 und 6 des 
Zwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
8. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1329), wird wie folgt 
geändert; 

1. In § 3 wird 

a) als neue Nummer 5 eingefügt: 

„5. gerichtliche Feststellungen nach § 18 a 
Abs. 2, §18b“, 

b) die bisherige Nummer 5 Nummer 6 und wie 

folgt gefaßt: 

„6. nachträgliche Entscheidungen und Tat- 
sachen, die sich auf eine der in den 
Nummern 1 bis 4 genannten Eintragun- 
gen beziehen (§ 10 Abs. 2, §§ 14 bis 18, 
§ 18 a Abs. 1).“ 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

5. In § 11 Abs. 1 Nr. 5 b wird 5. unverändert 

a) nach „Munitionserwerbscheins“ das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt und 

b) nach „Waffenscheins“ eingefügt: 

„, eines Jagdscheins oder einer Erlaubnis 
nach § 27 des Sprengstoffgesetzes“. 

6. In §11 Abs. 2 Nr. 1 wird hinter „zurückgenom- 6. unverändert 

men“ eingefügt „oder widerrufen“. 

7. In § 12 Abs. 1 Nr. 1 wird „Bestrafung“ ersetzt 7. unverändert 

durch „Verurteilung“. 

8. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fasung: 8. unverändert 

„(1) In das Register sind einzutragen 

1. die nachträgliche Aussetzung der Strafe, ei- 
nes Strafrestes oder einer Maßregel der 
Besserung und Sicherung; dabei ist das 
Ende der Bewährungszeit oder der Füh- 
rungsaufsicht zu vermerken, 

2. die nachträgliche Unterstellung des Verur- 
teilten unter die Aufsicht und Leitung eines 
Bewährungshelfers sowie die Abkürzung 
oder Verlängerung der Bewährungszeit 
oder der Führungsaufsicht, 

3. der Erlaß oder Teilerlaß der Strafe, 

4. die Überweisung des Täters in den Vollzug 
einer anderen Maßregel der Besserung und 
Sicherung, 

5. der Widerruf der Aussetzung einer Strafe, 
eines Strafrestes oder einer Maßregel der 
Besserung und Sicherung zur Bewährung 
und der Widerruf des Straferlasses, 

6. die Aufhebung der Unterstellung unter die 
Aufsicht und Leitung eines Bewährungshel- 
fers, 

7. der Tag des Ablaufs des Verlustes der Amts- 
fähigkeit, der Wählbarkeit und des Wahl- 
und Stimmrechts, 

8. die vorzeitige Aufhebung der Sperre für die 
Erteilung der Fahrerlaubnis.“ 

9. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 9. unverändert 

„(1) In das Register sind einzutragen 

1. die Aussetzung der Jugendstrafe zur Be- 
währung durch Beschluß; dabei ist das Ende 
der Bewährungszeit zu vermerken, 

2. die Aussetzung des Strafrestes, die Um- 
wandlung der Jugendstrafe von unbestimm- 
ter Dauer in eine bestimmte und die endgül- 
tige Entlassung des Verurteilten durch den 
Vollstreckungsleiter; dabei ist das Ende der 
Bewährungszeit und bei Umwandlung einer 
Jugendstrafe von unbestimmter Dauer auch 
die Dauer der festgesetzten bestimmten Ju- 
gendstrafe zu vermerken, 

3. die Abkürzung oder Verlängerung der Be- 
währungszeit, 

4. der Erlaß oder Teilerlaß der Jugendstrafe, 

5. die Beseitigung des Strafmakels, 


5 



Drucksache 10/1447 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

6. der Widerruf der Aussetzung einer Jugend- 
strafe oder eines Strafrestes und der Besei- 
tigung des Strafmakels 


10. Nach § 18 wird eingefügt: 

„§ 18 a 

Sonstige Entscheidungen und Tatsachen 

(1) Wird die Vollstreckung einer Strafe, eines 
Strafrestes oder der Unterbringung in einer 
Entziehungsanstalt nach § 35 — auch in Ver- 
bindung mit § 38 — des Betäubungsmittelgeset- 
zes zurückgestellt, so ist dies in das Register 
einzutragen. Dabei ist zu vermerken, bis zu 
welchem Tage die Vollstreckung zurückgestellt 
worden ist. Wird nachträglich ein anderer Tag 
festgesetzt oder die Zurückstellung der Voll- 
streckung widerrufen, so ist auch dies mitzu- 
teilen. 

(2) Wird die Vollstreckung einer Freiheits- 
strafe von nicht mehr als zwei Jahren oder des 
Restes einer solchen Strafe zur Bewährung aus- 
gesetzt und hat der Verurteilte die Tat auf 
Grund einer Betäubungsmittelabhängigkeit be- 
gangen, so ist diese Tatsache in das Register 
einzutragen; dies gilt auch bei einer Gesamt- 
strafe von nicht mehr als zwei Jahren, wenn 
der Verurteilte alle oder den ihrer Bedeutung 
nach überwiegenden Teil der abgeurteilten 
Straftaten auf Grund einer Betäubungsmittel- 
abhängigkeit begangen hat. 


(3) Ist eine Verurteilung im Falle des § 30 
Abs. 4 in ein Führungszeugnis aufzunehmen, so 
ist dies in das Register einzutragen.“ 

11. § 20 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 20 

Mitteilungen zum Register 

Die Gerichte und Behörden teilen der Regi- 
sterbehörde die in den §§ 4 bis 19 bezeichneten 
Entscheidungen und Tatsachen mit.“ 


9a. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende neue Num- 
mer 2 eingefügt: 

die Unterstellung des Verurteilten un- 
ter die Aufsicht und Leitung eines Be- 
währungshelfers sowie die Abkürzung 
oder Verlängerung der Bewährungs- 
zeit/‘. 

b) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

c) Nach Nummer 3 wird folgende neue Num- 
mer 4 eingefügt: 

„4. die Aufhebung der Unterstellung unter 
die Aufsicht und Leitung eines Bewäh- 
rungshelfers.** 

10. Nach § 18 wird eingefügt: 

„§ 18 a 

Sonstige Entscheidungen und 

gerichtliche Feststellungen 

(1) unverändert 


(2) Wird auf Freiheitsstrafe von nicht mehr 
als zwei Jahren erkannt und hat das Gericht 
festgestellt, daß der Verurteilte die Tat auf 
Grund einer Betäubungsmittelabhängigkeit be- 
gangen hat, so ist diese Feststellung in das Re- 
gister einzutragen; dies gilt auch bei einer Ge- 
samtstrafe von nicht mehr als zwei Jahren, 
wenn der Verurteilte alle oder den ihrer Bedeu- 
tung nach überwiegenden Teil der abgeurteil- 
ten Straftaten auf Grund einer Betäubungsmit- 
telabhängigkeit begangen hat 

10a. Nach § 18 a wird eingefügt: 

„§ 18 b 

Straftaten im Zusammenhang mit der 
Ausübung eines Gewerbes 

Ist eine Verurteilung im Falle des § 30 Abs. 4 
in ein Führungszeugnis aufzunehmen, so ist 
dies in das Register einzutragen.“ 

11. § 20 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 20 

Mitteilungen zum Register 

Die Gerichte und Behörden teilen der Regi- 
sterbehörde die in den §§ 4 bis 19 bezeichneten 
Entscheidungen, Feststellungen und Tatsachen 
mit“ 
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Entwurf 

12. Nach § 20 wird eingefügt: 

„§20a 

Erhebung der Strafverfolgungsstatistik 

Die Registerbehörde darf für die Erstellung 
der Strafverfolgungsstatistik bestimmte Mit- 
teilungen entgegennehmen und vorübergehend 
speichern sowie die für die Erstellung der 
Strafverfolgungsstatistik benötigten Daten den 
zuständigen Statistischen Ämtern zuleiten.“ 

13. § 21 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Erhält das Register eine Mitteilung 
über 

1. eine Verwarnung mit Strafvorbehalt, 

2. einen Schuldspmch, 

3. die Zurückstellung der Vollstreckung oder 
die Aussetzung einer Strafe, eines Strafre- 
stes oder einer Maßregel der Besserung und 
Sicherung zur Bewährung, 

4. den Erlaß oder Teilerlaß der Strafe, 

so wird die Behörde, welche die Mitteilung ge- 
macht hat, von der Registerbehörde unterrich- 
tet, wenn eine Mitteilung über eine weitere 
Verurteilung eingeht, bevor sich aus dem Regi- 
ster ergibt, daß die Entscheidung nicht mehr 
widerrufen werden kann. Ist eine Maßregel der 
Besserung und Sicherung ausgesetzt, so stehen 
in den Fällen der Nummer 3 Mitteilungen nach 
§ 12 einer Mitteilung über eine Verurteilung 
gleich.“ 

14. Nach § 21 wird eingefügt: 

„§21a 

Hinweis auf Gesamtstrafenbildung 

Ist bei Eintragung einer Verurteilung in das 
Register ersichtlich, daß im Register eine wei- 
tere Verurteilung eingetragen ist, bei der die 
Bildung einer Gesamtstrafe mit der neu einzu- 
tragenden Verurteilung in Betracht kommt, so 
weist die Registerbehörde die Behörde, welche 
die letzte Mitteilung gemacht hat, auf die Mög- 
lichkeit einer Gesamtstrafenbildung hin.“ 

15. In § 22 wird Absatz 1 wie folgt gefaßt: 

„(1) Eintragungen über Personen, deren Tod 
der Registerbehörde amtlich mitgeteilt worden 
ist, werden ein Jahr nach dem Eingang der Mit- 
teilung aus dem Register entfernt. Während 
dieser Zeit darf über die Eintragungen keine 
Auskunft erteilt werden.“ 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

12. Nach § 20 wird eingefügt: 

„§ 20 a 

Erhebung der Strafverfolgungsstatistik 

Die Registerbehörde darf die nur für die Er- 
stellung der Strafverfolgungsstatistik bestimm- 
ten Daten entgegennehmen und vorüberge- 
hend speichern; sie darf die für die Erstellung 
der Strafverfolgungsstatistik benötigten Daten 
den zuständigen Statistischen Ämtern zulei- 
ten.“ 

13. § 21 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Erhält das Register eine Mitteilung 
über 

1. unverändert 

2. die Aussetzung der Verhängung einer Ju- 
gendstrafe, 

3. unverändert 


4. unverändert 

so wird die Behörde, welche die Mitteilung ge- 
macht hat, von der Registerbehörde unterrich- 
tet, wenn eine Mitteilung über eine weitere 
Verurteilung eingeht, bevor sich aus dem Regi- 
ster ergibt, daß die Entscheidung nicht mehr 
widerrufen werden kann. Ist eine Maßregel der 
Besserung und Sicherung ausgesetzt, so stehen 
in den Fällen der Nummer 3 Mitteilungen nach 
§ 12 einer Mitteilung über eine Verurteilung 
gleich.“ 

14. unverändert 


15. unverändert 


15a. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden hinter „daß Eintragungen 
nach“ eingefügt „§ 10, falls die Entmündi- 
gung wieder aufgehoben ist, sowie nach“. 

b) In Satz 2 treten an die Stelle der Worte „in 
den Fällen des § 12“ die Worte „in den Fäl- 
len der §§ 10 und 12“. 
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Entwurf 

16. Dem § 28 Abs. 2 wird angefügt: 

„Die Meldebehörde nimmt die Gebühr für das 
Führungszeugnis entgegen, behält davon zwei 
Fünftel ein und führt den Restbetrag an die 
Bundeskasse ab.“ 

17. § 30 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) In das Führungszeugnis werden die in 
den §§ 4 und 18 bezeichneten Eintragungen auf- 
genommen.“ 

18. § 30 Abs. 2 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. Verurteilungen, durch die auf Freiheits- 
strafe von nicht mehr als zwei Jahren er- 
kannt worden ist, wenn die Vollstreckung 
der Strafe oder eines Strafrestes 

a) nach den §§ 35 oder 36 des Betäubungs- 
mittelgesetzes zurückgestellt oder zur 
Bewährung ausgesetzt oder 

b) nach den §§ 56 oder 57 des Strafgesetz- 
buchs oder im Gnadenwege zur Bewäh- 
rung ausgesetzt worden ist und sich aus 
dem Register ergibt, daß der Verurteilte 
die Tat oder bei Gesamtstrafen alle 
oder den ihrer Bedeutung nach über- 
wiegenden Teil der Taten auf Grund ei- 
ner Betäubungsmittelabhängigkeit be- 
gangen hat, 

diese Entscheidungen nicht widerrufen 
worden und im Register keine weitere 
Strafe eingetragen ist,“. 

19. In § 32 Abs. 2 Satz 2 entfallen die beiden Klam- 
merzusätze. 


20. In § 39 Abs. 1 Nr. 1 wird hinter „Gerichten,“ ein- 
gefügt „Gerichtsvorständen,“. 

21. § 39 Abs. 3 Halbsatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Eintragungen nach § 18 a und Verurteilungen 
zu Jugendstrafe, bei denen der Strafmakel als 
beseitigt erklärt ist, dürfen nicht nach Absatz 1 
' mitgeteilt werden;“. 

22. § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Einer Person, die das 14. Lebensjahr voll- 
endet hat, wird auf Antrag mitgeteilt, wel- 
che Eintragungen über sie im Register ent- 
halten sind.“ 

b) Nach Satz 3 wird eingefügt: 

„Befindet sich der Betroffene in amtlichem 
Gewahrsam einer Justizbehörde, so tritt die 
Anstaltsleitung an die Stelle des Amtsge- 
richts.“ 

c) In dem letzten Satz wird nach „Amtsge- 
richt“ eingefügt: 

„ , der Anstaltsleitung“. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

16. unverändert 


17. unverändert 


18. § 30 Abs. 2 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. Verurteilungen, durch die auf Freiheits- 
strafe von nicht mehr als zwei Jahren er- 
kannt worden ist, wenn die Vollstreckung 
der Strafe oder eines Strafrestes 
a) unverändert 


b) nach den §§ 56 oder 57 des Strafgesetz- 
buchs zur Bewährung ausgesetzt wor- 
den ist und sich aus dem Register er- 
gibt, daß der Verurteilte die Tat oder bei 
Gesamtstrafen alle oder den ihrer Be- 
deutung nach überwiegenden Teil der 
Taten auf Grund einer Betäubungsmit- 
telabhängigkeit begangen hat, 
diese Entscheidungen nicht widerrufen 
worden und im Register keine weitere 
Strafe eingetragen ist,“. 

19. unverändert 

19a. ln § 36 Abs. 2 Nr. 1 wird in dem Klammerzusatz 
„§31 Abs. 2 Nr. 2“ ersetzt durch „§ 31 Abs. 2 
Nr. 3“. 

20. unverändert 

21. unverändert 


22. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

23. In §43 Abs. 2 Satz 1 wird „sechs Monate“ er- 23. unverändert 
setzt durch „ein Jahr“. 

24. In § 50 Abs. 1 Nr. 4 wird 24. unverändert 

a) nach „Munitionserwerbscheins“ das „oder“ 
durch ein Komma ersetzt, 

b) nach „Waffenscheins“ eingefügt: 

„, Jagdscheins oder einer Erlaubnis nach 
§ 27 des Sprengstoffgesetzes“, 

c) nach „Einstellung oder Erteilung“ das Wort 
„waffenrechtlichen“ gestrichen. 

25. Die Überschrift des Siebenten Abschnitts wird 25. unverändert 
wie folgt gefaßt: 

„SIEBENTER ABSCHNITT 
Verurteilungen durch Stellen eines anderen 
Staates und Auskünfte an solche Stellen“ 

26. § 52 wird wie folgt gefaßt: 26. unverändert 

„§ 52 

Eintragungen in das Register 

(1) Strafrechtliche Verurteilungen, die nicht 
durch deutsche Gerichte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ergangen sind, werden in das 
Register eingetragen, wenn 

1. der Verurteilte Deutscher oder im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes geboren oder wohn- 
haft ist, 

2. wegen des der Verurteilung zugrunde lie- 
genden oder sinngemäß umgestellten Sach- 
verhalts auch nach dem im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geltenden Recht, ungeach- 
tet etwaiger Verfahrenshindernisse, eine 
Strafe oder eine Maßregel der Besserung 
und Sicherung hätte verhängt werden kön- 
nen, 

3. die Entscheidung rechtskräftig ist. 

(2) Erfüllt eine Verurteilung die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr. 2 nur hinsichtlich 
eines Teils der abgeurteilten Tat oder Taten, so 
wird die ganze Verurteilung eingetragen.“ 

27. Nach § 52 wird eingefügt: 27. unverändert 

„§ 52 a 

Verfahren bei der Eintragung 

(1) Die Registerbehörde trägt eine Verurtei- 
lung, die nicht durch ein deutsches Gericht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ergangen ist, 
ein, wenn ihr die Verurteilung von einer Be- 
hörde des Staates, der sie ausgesprochen hat, 
mitgeteilt worden ist und sich aus der Mittei- 
lung nicht ergibt, daß die Voraussetzungen des 
§ 52 nicht vor liegen. 

(2) Der Betroffene soll unverzüglich zu der 
Eintragung gehört werden, wenn sein Aufent- 
halt feststellbar ist. Ergibt sich, daß bei einer 
Verurteilung oder einem abtrennbaren Teil ei- 
ner Verurteilung die Voraussetzungen des § 52 
Abs. 1 nicht vorliegen, so ist die Eintragung in- 
soweit zu entfernen. Lehnt der Generalbundes- 
anwalt einen Antrag des Betroffenen auf Ent- 
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Entwurf 

fernung der Eintragung ab, so steht dem Be- 
troffenen innerhalb von zwei Wochen nach der 
Bekanntgabe der Entscheidung die Be- 
schwerde zu. Hilft der Generalbundesanwalt 
der Beschwerde nicht ab, so entscheidet der 
Bundesminister der Justiz.“ 

28. Als § 52 b wird eingefügt: 

„§ 52b 

Behandlung von Eintragungen 

(1) Eintragungen nach § 52 werden bei der 
Anwendung dieses Gesetzes wie Eintragungen 
von Verurteilungen durch deutsche Gerichte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes behandelt 
Hierbei steht eine Rechtsfolge der im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes geltenden Rechtsfolge 
gleich, der sie am meisten entspricht; Neben- 
strafen und Nebenfolgen haben für die Anwen- 
dung dieses Gesetzes keine Rechtswirkung. 

(2) Für die Nichtaufnahme einer nach § 52 
eingetragenen Verurteilung in das Führungs- 
zeugnis und für die Tilgung der Eintragung be- 
darf es nicht der Erledigung der Vollstrek- 
kung.“ 

29. In § 53 werden die Wörter „Behörden außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes“ geän- 
dert in „Stellen eines anderen Staates“. 

30. In § 54 wird „straf gerichtliche“ durch „straf- 
rechtliche“ ersetzt 

31. § 56 Abs. 1 Nr. 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. vorläufige und endgültige Entscheidungen 
des Vormundschaftsrichters nach § 1666 
Abs. 1 und § 1666 a — auch in Verbindung 
mit § 1837 Abs. 3 — und nach § 1838 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie Entschei- 
dungen nach § 1671 Abs. 5 Satz 1 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs, welche die Sorge 
für die Person des Minderjährigen betref- 
fen; ferner die Entscheidungen, durch wel- 
che die vorgenannten Entscheidungen auf- 
gehoben oder geändert werden.“ 


32. Die §§ 62, 64 bis 68, 70 Satz 2 und § 71 werden 
aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Januar 1978 (BGBl. I S. 97), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
15. Dezember 1981 (BGBl I S. 1390), wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


28. unverändert 


29. unverändert 


30. unverändert 

31. § 56 Abs. 1 Nr. 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. vorläufige und endgültige Entscheidungen 
des Vormundschaftsrichters nach § 1666 
Abs. 1 und § 1666 a — auch in Verbindung 
mit § 1837 Abs. 3 — und nach § 1838 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie Entschei- 
dungen des Familiengerichts nach §1671 
Abs. 5 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs, welche die Sorge für die Person des 
Minderjährigen betreffen; ferner die Ent- 
scheidungen, durch welche die vorgenann- 
ten Entscheidungen aufgehoben oder geän- 
dert werden.“ 

31a. § 57 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. den Vormundschaftsgerichten und Fami- 
liengerichten für Verfahren, welche die 
Sorge für die Person des im Register Ge- 
führten betreffen,“. 

32. unverändert 

Artikel 2 

Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Januar 1978 (BGBl. I S. 97), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 19 des Geset- 
zes vom 29. März 1983 (BGBl. I S. 377), wird wie 
folgt geändert: 
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Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


1. In §149 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 wird „mindestens“ 1. unverändert 
durch „mehr als“ ersetzt. 

2. Dem § 150 wird angefügt: 2. unverändert 

„(5) Für die Vorbereitung der Entscheidung 
über einen Antrag auf Zulassung zu einem Ge- 
werbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen Un- 
ternehmung und auf Erteilung eines Befähi- 
gungsscheins nach § 20 des Sprengstoffgesetzes 
kann die Auskunft auch zur Vorlage bei einer 
Behörde beantragt werden. Die Auskunft ist un- 
mittelbar der Behörde zu übersenden, der die 
Entscheidung über die in Satz 1 bezeichneten 
Anträge obliegt. Die Behörde hat dem Antrag- 
steller auf Verlangen Einsichten in die Auskunft 
zu gewähren.“ 


3. In §153 Abs. 4 Satz 1 wird „sechs Monate“ er- 3. 
setzt durch „ein Jahr“. 


2a. In § 152 werden nach Absatz 5 folgende Absätze 
angefügt: 

„(6) Eintragungen über Personen, deren Tod 
der Registerbehörde amtlich mitgeteilt worden 
ist, werden ein Jahr nach dem Eingang der Mit- 
teilung aus dem Register entfernt. Während die- 
ser Zeit darf über die Eintragungen keine Aus- 
kunft erteilt werden. 

(7) Eintragungen über juristische Personen 
und Personenvereinigungen nach § 149 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 werden nach Ablauf von zwanzig 
Jahren seit dem Tag der Eintragung aus dem 
Register entfernt. Enthält das Register mehrere 
Eintragungen, so ist die Entfernung einer Ein- 
tragung erst zulässig, wenn für alle Eintragun- 
gen die Voraussetzungen der Entfernung vorlie- 
gen.“ 

unverändert 

Artikel 2 a 

Änderung der Strafprozeßordnung 


Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. Januar 1975 (BGBl. I S. 129 
her. S. 650), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1329), 
wird wie folgt geändert: 

Dem § 260 Abs. 5 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ist bei einer Verurteilung, durch die auf Frei- 
heitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe von nicht 
mehr als zwei Jahren erkannt wird, die Tat oder der 
ihrer Bedeutung nach überwiegende Teil der Taten 
auf Grund einer Betäubungsmittelabhängigkeit be- 
gangen worden, so ist außerdem § 18 a Abs. 2 des 
Bundeszentralregistergesetzes anzuführen.“ 


Artikel 2 b 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1077), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset- 
zes vom 20. Januar 1984 (BGBl. I S. 97), wird wie 
folgt geändert: 
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Entwurf 


Artikel 3 

Übergangsvorschrift 

Sind strafrechtliche Verurteilungen, die nicht 
durch deutsche Gerichte im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ergangen sind, vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes in das Bundeszentralregister eingetra- 
gen worden, so ist die Eintragung nach dem bisher 
geltenden Recht zu behandeln. 

Artikel 4 

Neufassung des Bundeszentralregistergesetzes 

Der Bundesminister der Justiz kann den Wort- 
laut des Bundeszentralregistergesetzes in der von 
dem in Artikel 6 Abs. 4 bezeichneten Zeitpunkt an 
geltenden Fassung mit neuer Paragraphenfolge im 
Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 Nr. 31 tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1980 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 10 tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1982 in Kraft 

(3) Artikel 1 Nr. 4 bis 7, 12 bis 15, 20, 23 und 24 
sowie Artikel 2 treten sechs Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(4) Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 20 wird wie folgt gefaßt: 

,.§20 

(1) Die deutsche Gerichtsbarkeit erstreckt sich 
auch nicht auf Repräsentanten anderer Staaten 
und deren Begleitung, die sich auf amtliche Einla- 
dung der Bundesrepublik Deutschland im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes aufhalten. 

(2) Im übrigen erstreckt sich die deutsche Ge- 
richtsbarkeit auch nicht auf andere als die in Ab- 
satz 1 und in den §§ 18 und 19 genannten Personen, 
soweit sie nach den allgemeinen Regeln des Völ- 
kerrechts, auf Grund völkerrechtlicher Vereinba- 
rungen oder sonstiger Rechtsvorschriften von ihr 
befreit sind.“ 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Neufassung des Bundeszentralregistergesetzes 

Der Bundesminister der Justiz kann den Wort- 
laut des Bundeszentralregistergesetzes in der von 
dem in Artikel 6 Abs. 2 bezeichneten Zeitpunkt an 
geltenden Fassung mit neuer Paragraphenfolge im 
Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 Nr. 31 tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1980 in Kraft. 


(2) Artikel 1 Nr. 4 bis 7, 12 bis 15, 20, 23 und 24 
sowie Artikel 2 treten sechs Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(3) Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Götz und Klein (Dieburg) 


1. Der Entwurf der Bundesregierung eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bun^ 
deszentralregistergesetzes (2. BZRÄndG) 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 
28. Sitzung vom 13. Oktober 1983 in erster 
Lesung beraten und federführend dem 
Rechtsausschuß überwiesen sowie dem In- 
nenausschuß und dem Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit zur Mitbera- 
tung. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat in seiner Stellungnahme vom 
28. März 1984 einstimmig Zustimmung emp- 
fohlen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Stellung- 
nahme vom 11. April 1984 einvernehmlich 
die Prüfung empfohlen, ob gegen die Lei- 
tung von statistischen Angaben zur Straf- 
verfolgung von der Justizverwaltung über 
das Bundeszentralregister an die Statisti- 
schen Ämter verfassungsrechtliche Beden- 
ken bestehen. Darüber hinaus hat er emp- 
fohlen, die Bundesregierung zu ersuchen, 
baldmöglichst den Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundeszentral- 
registers vorzulegen, in dem die Anregun- 
gen des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz möglichst weitgehend berücksichtigt 
seien. 

Der Rechtsausschuß hat den Entwurf bera- 
ten in seiner 14. Sitzung vom 24. Januar 
1984, in seiner 15. Sitzung vom 8. Februar 
1984, in seiner 18. Sitzung vom 28. März 1984 
und in seiner 22. Sitzung vom 4. Mai 1984. Er 
kam zu der einstimmigen Empfehlung, den 
Entwurf mit den vorgeschlagenen Änderun- 
gen und Ergänzungen anzunehmen. 

2. Der Entwurf hat in weiten Teilen nur die 
technische Anpassung des BZRG an ander- 
weitig bereits erfolgte Gesetzesänderungen 
zum Inhalt. Diese Anpassungsmaßnahmen 
waren im Ausschuß nicht umstritten. 

2.1 Ohne Diskussion 

2.1.1 wurde den folgenden Anregungen des Bun- 
desrates gefolgt, soweit ihnen die Bundesre- 
gierung in ihrer Gegenäußerung zuge- 
stimmt hatte: 

2.1. 1.1 Neufassung des Artikels 1 Nr. 1, als redak- 
tionelle Folgeänderung der Neufassung des 
Artikels 1 Nr. 10 a. 

2.1. 1.2 Einfügung des Artikels 1 Nr. 9a, um auch 
die Anordnung und die Aufhebung der Be- 
stellung eines Bewährungshelfers eintragen 
zu können. 


2. 1.1.3 In Artikel 1 Nr. 10 Neufassung der Über- 
schrift von § 18 a BZRG und seines Absat- 
zes 2, um klarzustellen, daß die Feststellung 
der Betäubungsmittelabhängigkeit schon 
im Urteil erfolgt. 

2. 1.1.4 Mit Artikel 1 Nr. 10 a Schaffung eines eige- 
nen Paragraphen — § 18 b BZRG — anstelle 
des § 18 a Abs. 3 BZRG in der Fassung des 
Regierungsentwurfs aus systematischen 
Gründen. 

2.1. 1.5 In Artikel 1 Nr. 12 Verdeutlichung des mit 
§ 20 a BZRG Gewollten. 

2.1. 1.6 In Artikel 1 Nr. 13 Verdeutlichung des mit 
§ 21 Abs. 1 Nr. 2 BZRG Gewollten. 

2.1. 1.7 In Artikel 1 Nr. 18 Streichung der in § 30 
Abs. 2 Nr. 6 Buchstabe b BZRG vorgesehe- 
nen Nichtaufnahme bestimmter Verurtei- 
lungen in das Führungsregister, wenn diese 
nur im Gnadenwege zur Bewährung ausge- 
setzt worden sind. 

2.1.2 Einem nachträglichen Wunsch des Bundes- 
ministers der Justiz entsprechend wurde 
ebenfalls ohne Diskussion 

2. 1.2.1 als Artikel 2 Nr. 2 a eine Ergänzung des § 152 
der Gewerbeordnung um die Absätze 6 und 
7 beschlossen. 

Inhaltlich handelt es sich um eine Entla- 
stung des Gewerbezentralregisters von Ein- 
tragungen verstorbener Personen und von 
Eintragungen juristischer Personen, die vor 
mehr als zwanzig Jahren erfolgten. 

Diese Regelung sollte ursprünglich im Rah- 
men der Wirtschaftskriminalitätsgesetzge- 
bung erfolgen. Da deren Abschluß aber erst 
später sein wird, bat der Bundesminister 
der Justiz um Berücksichtigung bereits in 
diesem Gesetzentwurf. 

2. 1.2.2 Ebenso wurde als Artikel 2 a eingefügt die 
Ergänzung des § 260 Abs. 5 StPO um Satz 2. 
Dadurch wird der Strafrichter verpflichtet, 
gegebenenfalls § 18 a Abs. 2 BZRG im Urteil 
ausdrücklich zu nennen. Denn schon der 
Richter soll die Betäubungsmittelabhängig- 
keit des Verurteilten kenntlich machen und 
dies nicht der mitteilungspflichtigen Stelle 
überlassen. 

Infolgedessen mußte die in dem Entwurf 
vorgesehene rückwirkende Inkraftsetzung 
des Artikels 1 Nr. 10 zum 1. Januar 1982 ent- 
fallen, da dort nun auf diese Feststellung im 
Urteil Bezug genommen wird. Die Verpflich- 
tung des Richters zu dieser Feststellung 
kann aber nicht rückwirkend begründet 
werden. 
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2.2 Die Diskussion im Ausschuß befaßte sich im 
wesentlichen mit den folgenden ebenfalls 
nachträglich an den Ausschuß herangetra- 
genen Fragen, bezüglich derer aber letztlich 
auch Einstimmigkeit erzielt wurde: 

2.2.1 Durch die Einführung des Artikels 1 Nr. 15a 
wird § 23 Abs. 1 BZRG geändert und damit 
die Entfernung von Eintragungen einer Ent- 
mündigung nach deren Aufhebung erleich- 
tert. 

Dies entspricht einer Anregung des Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz. Seine 
weiteren Anregungen zum 2. BZRÄndG 
hätte Folgeänderungen notwendig gemacht 
und zu Verzögerungen geführt. Daher 
konnte diesen Anregungen, die auch vom 
Votum des Innenausschusses auf gegriffen 
worden waren, im Rahmen dieses Entwurfs 
nicht entsprochen werden. 

Verfassungsrechtliche Bedenken aus Daten- 
schutzgründen hatte der Ausschuß nicht. 
Auch die möglichen Probleme der automati- 
sierten oder Direkt-Abfrage wurden wegen 
der noch fehlenden technischen Möglichkei- 
ten nicht weiter vertieft. 

2.2.2 Durch die Einfügung des Artikels 2 b wird 
§ 20 GVG ergänzt und damit die Exterrito- 
rialität ausgedehnt. 

Um Unklarheiten zu vermeiden ist Voraus- 
setzung für die Befreiung von der Gerichts- 


barkeit eine amtliche Einladung der Bun- 
desrepublik Deutschland. „Begleitung“ im 
Sinne des neuen Absatzes 1 sind die auf der 
vom Gastland akzeptierten Delegationsliste 
genannten Begleitpersonen. 

2.2.3 Der Wunsch des Bundesministers der Ju- 
stiz, in § 39 Abs. 1 Nr. 3 BZRG anstelle des 
Amtes für Sicherheit der Bundeswehr den 
militärischen Abschirmdienst als Aus- 
kunftsberechtigten zu nennen, wurde später 
wieder fallengelassen und daher nicht wei- 
ter verfolgt. 

2.2.4 Schließlich sprach sich der Ausschuß ein- 
mütig dafür aus, die Überlegungen voranzu- 
treiben, wie die Arbeit von Bundeszentralre- 
gister und Verkehrszentralregister besser 
koordiniert werden könne. 

3. Inkrafttreten 

Soweit Regelungen über die Eintragung in 
das Bundeszentralregister rückwirkend in 
Kraft treten, beruht dies darauf, daß das 
Recht der elterlichen Sorge als materielle 
Grundlage für die eintragungsbedürftigen 
Entscheidungen bereits seit dem 1. Januar 
1980 in Kraft ist. 

Hinsichtlich der Regelungen, die erst sechs 
Monate nach der Verkündung in Kraft tre- 
ten sollen, bedarf es noch der Änderung von 
Verwaltungsvorschriften und organisatori- 
scher Anpassungsmaßnahmen. 


Bonn, den 16. Mai 1984 

Dr. GÖtz Klein (Dieburg) 

Berichterstatter 
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